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URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 

7. Mai 1986 * 

In der Rechtssache 52/85 

Jean-Pascal Rihoux, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
3, rue Jean-Pierre-Kommes, 6988 Hostert, Großherzogtum Luxemburg, 

Henri Derungs, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
17, rue des Champs, 8356 Garnich, Großherzogtum Luxemburg, 

Robert Van Sinay, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
4, rue Beaumont, Luxemburg, 

Klaus Raatz, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 22, rue 
Kiem, 6187 Gonderange, 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt F. Herbert, avenue de Broqueville 116, 
1200 Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Nicolas Decker, 16, ave­
nue Marie-Thérèse, boîte postale 335, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Dimitrios Gouloussis als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: 
Georges Kremlis, Mitglied des Juristischen Dienstes der Kommission, Jean-Mon-
net-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

— in erster Linie wegen Aufhebung der Entscheidung des Prüfungsausschusses 
vom 11. Juli 1984, die Kläger aufgrund der Prüfungen des Auswahlverfahrens 
KOM/A/390 nicht in das Verzeichnis der geeigneten Bewerber aufzunehmen, 

— hilfsweise wegen Aufhebung der Vorgänge dieses Auswahlverfahrens (schriftli­
che und mündliche Prüfungen) 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten U. Everling, der Richter Y. Galmot 
und C. Kakouris, 

Generalanwalt: G. F. Mancini 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
13. März 1986, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Kläger, die Beamte der Kommission der Laufbahngruppe B sind, haben mit 
Klageschrift, die am 22. Januar 1985 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen ist, Klage erhoben in erster Linie auf Aufhebung der Entscheidung des Prü­
fungsausschusses vom 11. Juli 1984, sie aufgrund der Prüfungen des Auswahlver­
fahrens KOM/A/390 nicht in das Verzeichnis der geeigneten Bewerber aufzuneh­
men, und hilfsweise auf Aufhebung der Vorgänge dieses Auswahlverfahrens. 

2 Die Bekanntgabe des Auswahlverfahrens KOM/A/390 (ABl. C 345 vom 
21. 12. 1983, S. 10) betraf ein allgemeines Auswahlverfahren aufgrund von Prüfun­
gen zur Bildung einer Einstellungsreserve von Verwaltungsräten/Verwaltungsrä-
tinnen der Besoldungsgruppen A 7/A 6, deren Aufgabe im wesentlichen eine Re­
ferenten- und Kontrolltätigkeit im Bereich der Sicherheit an den Standorten der 
Kernanlagen sein sollte. 
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3 Die Art der Prüfungen war zusammenfassend in Punkt V der Bekanntgabe be­
schrieben, wonach zum einen eine schriftliche Prüfung vorgesehen war, die in 
„Fragen mit mehreren Beantwortungsmöglichkeiten (multiple choice) zur Beurtei­
lung der einschlägigen Kenntnisse der Bewerber (2 Stunden)" bestand, und zum 
anderen eine mündliche Prüfung in Form eines ,,Gespräch[s] mit dem Prüfungs­
ausschuß zur Beurteilung der in den Bewerbungsunterlagen gemachten Angaben, 
der Kenntnisse der Bewerber ... und ihrer Befähigung zur Ausübung der ... Tätig­
keit". 

4 Jede dieser Prüfungen wurde mit 0 bis 50 Punkten bewertet. Nach Punkt VI der 
Bekanntgabe hing die Aufnahme in die Eignungsliste von zwei Voraussetzungen 
ab: Der Bewerber mußte in den Prüfungen eine Gesamtpunktzahl von mindestens 
60 Punkten und in der mündlichen Prüfung mindestens 30 von 50 Punkten erzielt 
haben. 

5 Die Kläger wurden zu den Prüfungen zugelassen; doch wurde ihnen mit Schreiben 
vom 11. Juli 1984 mitgeteilt, daß der Prüfungsausschuß aufgrund der Prüfungser­
gebnisse beschlossen hatte, sie nicht in die Eignungsliste aufzunehmen, da keiner 
von ihnen die erforderliche Mindestzahl von 60 Punkten erzielt oder 30 Punkte in 
der mündlichen Prüfung erreicht hatte. 

6 Die Kläger legten im Juli 1984 gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Beamtenstatuts 
gleichlautende Beschwerden ein, die ausschließlich die schriftliche Prüfung des 
Auswahlverfahrens betrafen. Diese Beschwerden waren auf Aufhebung aller Prü­
fungen dieses Auswahlverfahrens gerichtet, da die schriftliche Prüfung nicht von 
der mündlichen zu trennen sei. Nach der Zurückweisung dieser Beschwerden 
durch die Kommission am 20. November 1984 haben die Kläger die vorliegende 
Klage erhoben. 

Zur Zulässigkeit 

7 Die Kommission trägt vor, die Kläger könnten nicht vor dem Gerichtshof Rügen 
erheben, die nicht in ihrer Beschwerde enthalten seien. Wenn ein Beamter es vor­
ziehe, eine Verwaltungsbeschwerde zu erheben und nicht unmittelbar den Ge­
richtshof anzurufen, müßten daraus alle Konsequenzen gezogen werden und es sei 
namentlich zu fordern, daß die nach der Einlegung der Beschwerde erhobene 
Klage auf dieselben Rügen gestützt werde wie diese. Im vorliegenden Fall sei die 
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Klage, wenn man die Beschwerden der Bewerber unberücksichtigt lasse, verspätet 
erhoben und deshalb unzulässig, da sie nicht binnen drei Monaten nach der Ent­
scheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahlverfahren erhoben worden sei. 
Somit sei allein die Rüge, daß die schriftliche Prüfung nicht ordnungsgemäß ver­
laufen sei, zulässig, und die anderen Rügen müßten als unzulässig zurückgewiesen 
werden. 

8 Die Kläger halten dieser Einrede der Unzulässigkeit, die nur bestimmte Rügen 
betrifft, die Rechtsprechung des Gerichtshofes entgegen, wonach eine an die An­
stellungsbehörde gerichtete Verwaltungsbeschwerde gegen die Entscheidung eines 
Prüfungsausschusses nicht dazu führen dürfe, daß der Beamte, der den Weg der 
Klageerhebung wähle, wegen Fristablaufs ausgeschlossen werde (Urteil vom 
5. April 1979 in der Rechtssache 117/78, Orlandi/Kommission, Slg. 1979, 1620; 
Urteil vom 14. Juli 1983 in der Rechtssache 144/82, Detti/Gerichtshof, Slg. 1983, 
2421). Daraus ergebe sich, daß die Kläger in einem derartigen Fall nicht an den 
Wortlaut ihrer Beschwerde gebunden seien. 

9 Zunächst ist zu bemerken, daß, wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 14. Juni 
1972 in der Rechtssache 44/71 (Marcato/Kommission, Slg. 1972, 427) entschieden 
hat, eine Verwaltungsbeschwerde gegen die Entscheidung eines Prüfungsausschus­
ses für ein Auswahlverfahren sinnlos erscheint, da das betroffene Organ nicht be­
fugt ist, die Entscheidungen eines Prüfungsausschusses aufzuheben oder abzuän­
dern, und daß daher der Rechtsbehelf, über den die Beteiligten gegen eine derar­
tige Entscheidung verfügen, normalerweise in der unmittelbaren Anrufung des Ge­
richtshofes besteht. 

10 Wenn aber der Betroffene in einem solchen Fall, anstatt unmittelbar den Gerichts­
hof anzurufen, sich trotzdem — unter Berufung auf die Statutsbestimmungen — 
in Form einer Verwaltungsbeschwerde an die Anstellungsbehörde wendet, darf 
dieses Vorgehen, welche rechtliche Bedeutung ihm auch zukommen mag, nach 
ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. insbesondere das vorgenannte 
Urteil vom 5. April 1979 in der Rechtssache Orlandi/Kommission) nicht zur Folge 
haben, daß für den Betroffenen bis zur Beantwortung der Beschwerde eine Frist 
abläuft. 

11 Daraus folgt jedoch nicht, daß diese Rechtsprechung, die im Bestreben entwickelt 
worden ist, den Rechtsschutz für diejenigen Beamten sicherzustellen, die eine Be-

1567 



URTEIL VOM 7. 5. 1986 — RECHTSSACHE 52/85 

schwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 eingereicht haben, statt den Gerichtshof un­
mittelbar anzurufen, die Betroffenen von der Beachtung aller verfahrensmäßigen 
Zwänge befreit, die mit dem von ihnen gewählten Weg der vorhergehenden Be­
schwerde verbunden sind. Jede andere Auffassung würde nämlich dazu führen, 
ihnen weitergehende Rechte einzuräumen als den Beamten, die sich dafür ent­
schieden haben, die Entscheidung eines Prüfungsausschusses für ein Auswahlver­
fahren unmittelbar vor dem Gerichtshof anzufechten. 

12 Zu diesen verfahrensmäßigen Zwängen gehört der in ständiger Rechtsprechung 
bestätigte Grundsatz, daß Artikel 91 des Statuts eine einverständliche Beilegung 
des zwischen den Beamten und der Verwaltung entstandenen Streits ermöglichen 
und fördern soll. Hierzu ist es wichtig, daß die Verwaltung von den Beschwerde­
punkten oder Wünschen des Betroffenen mit hinreichender Genauigkeit Kenntnis 
nehmen kann. Hingegen soll diese Vorschrift den möglichen Rechtsstreit nicht 
streng und endgültig begrenzen, solange nur die Klageanträge weder den Grund 
noch den Gegenstand der Beschwerde ändern (Urteil vom 1. Juli 1976 in der 
Rechtssache 58/75, Sergy/Kommission, Slg. 1976, 1153; Urteil vom 20. März 
1984 in der Rechtssache 75/82, Razzouk und Beydoun/Kommission, Slg. 1984, 
1509; Urteil vom 23. Januar 1986 in der Rechtssache 173/84, Rasmussen/Kom­
mission, Slg. 1986, 197). 

13 Somit kann ein Beamter, der den Weg der vorherigen Beschwerde gewählt hat, 
nach Ablauf der Frist für die unmittelbare Anrufung des Gerichtshofes vor dem 
Gerichtshof nur Anträge stellen, die denselben Gegenstand haben wie die in der 
Beschwerde enthaltenen Anträge, und nur solche Rügen erheben, die auf demsel­
ben Grund beruhen wie die in der Beschwerde genannten Rügen. Diese Rügen 
können vor dem Gerichtshof auf Argumente gestützt werden, die nicht notwendi­
gerweise in der Beschwerde enthalten sind, sich aber eng an diese anlehnen. 

1 4 Im vorliegenden Fall enthielten die vier gleichlautenden Beschwerden, die die Klä­
ger bei der Anstellungsbehörde einreichten, eine einzige Rüge, die sich allein ge­
gen die schriftliche Prüfung richtete und darauf gestützt wurde, daß diese Prüfung 
nicht der Beschreibung in der Bekanntgabe des Auswahlverfahrens entsprochen 
habe. Die Aufhebung aller Prüfungen des Auswahlverfahrens wurde nur wegen der 
Unmöglichkeit, die schriftliche von der mündlichen Prüfung zu trennen, beantragt. 
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15 Dazu ist zu bemerken, daß die Klageanträge zwar nicht den Gegenstand der Be­
schwerde ändern, mehrere zur Begründung dieser Anträge geltend gemachte Ar­
gumente jedoch Rügen enthalten, die auf Rechtsgründe gestützt werden, die mit 
demjenigen, auf dem die einzige in der Beschwerde enthaltene Rüge beruhte, in 
keinem Zusammenhang stehen. Dies gilt für folgende Argumente: 

— Rechtswidrigkeit der mündlichen Prüfung, weil die Zusammensetzung und die 
Modalitäten des Vorsitzes des Prüfungsausschusses angeblich nicht ordnungs­
gemäß waren; 

— Verletzung des geheimen Charakters der Arbeiten des Prüfungsausschusses so­
wie Mißachtung des Gleichheitsgrundsatzes wegen angeblich während der 
mündlichen Prüfung auf den Prüfungsausschuß ausgeübten Drucks; 

— Ermessensmißbrauch dadurch, daß die Nichtaufnahme in die endgültige Eig­
nungsliste in der Weise erfolgt sei, daß sehr befähigte interne Bewerber wie die 
Kläger ausgeschlossen und externe Bewerber, die nicht die Voraussetzungen 
der Bekanntgabe des Auswahlverfahrens erfüllt hätten, in die Liste aufgenom­
men worden seien. 

Diese verschiedenen Argumente, die nach Ablauf der Klagefrist geltend gemacht 
worden sind, müssen deshalb als unzulässig zurückgewiesen werden. 

Zur Begründetheit 

16 Dagegen hat der Gerichtshof die Rüge, daß die schriftliche Prüfung rechtswidrig 
gewesen sei, zu prüfen, die die Kläger auf drei Argumente stützen. 

17 Erstens sei die Bekanntgabe des Auswahlverfahrens nicht beachtet worden, denn 
die ersten 25 Minuten der schriftlichen Prüfung hätten in einem dort nicht vorge­
sehenen „psychotechnischen Test" bestanden. Unter diesen Umständen habe die 
zweite in der Bekanntgabe des Auswahlverfahrens genannte Prüfung statt der in 
der Bekanntgabe vorgesehenen zwei Stunden nur 95 Minuten dauern können. In 
Wirklichkeit sei mit diesem psychologischen Test nicht bezweckt worden, die 
Kenntnisse der Bewerber zu bewerten, sondern ihr „psychologisches Profil" zu 
ermitteln. 
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18 Die Kommission führt aus, die Bekanntgabe des Auswahlverfahrens sei genau be­
achtet worden. Der allgemeine Aufbau der schriftlichen Prüfung, die aus Multiple-
choice-Fragen bestanden habe, habe nämlich vier Fragenreihen, A, B, C und D, 
umfaßt. Die erste Aufgabe sei Teil C der Prüfung gewesen, der 25 Minuten gedau­
ert und numerische und logische Fragen zum Inhalt gehabt habe, während die 
zweite Aufgabe aus den Teilen Α, Β und D bestanden und 95 Minuten gedauert 
habe. Es sei keinesfalls ein „psychotechnischer Test" veranstaltet worden, und die 
gestellten Fragen hätten allein bezweckt, die Kenntnisse der Bewerber zu beurtei­
len, nicht dagegen ihr „psychologisches Profil". Derartige Prüfungen seien im 
übrigen bei den Auswahlverfahren der Kommission üblich. 

19 Aus der Untersuchung des Themas der schriftlichen Prüfung, das auf Anordnung 
des Gerichtshofes vor der mündlichen Verhandlung vorgelegt worden ist, ergibt 
sich, daß die verschiedenen Aufgaben, die den Bewerbern gestellt wurden, nicht im 
Widerspruch zu den Angaben in der Bekanntgabe des Auswahlverfahrens stehen 
und keineswegs auf die Ermittlung eines „psychologischen Profils" der Bewerber 
abzielten. Auch weisen die Modalitäten der Abhaltung der Prüfung, wie sie von 
der Kommission geschildert worden sind, keinerlei Rechtswidrigkeit auf und sind 
nicht geeignet gewesen, den Bewerbern zu schaden. 

20 Zweitens tragen die Kläger vor, die „zweite Prüfung" — in Wirklichkeit die 
zweite Aufgabe, für die 95 Minuten zur Verfügung standen — sei wegen eines 
Übersetzungsfehlers in der deutschen Fassung des Prüfungstexts und der sich dar­
aus ergebenden Verwirrung etwa 10 Minuten lang gestört gewesen. Wie sie selbst 
in ihrer Erwiderung ausgeführt haben, wenden sie sich nicht gegen die Bewer­
tungsmodalitäten, die zum Ausgleich des den deutschsprachigen Bewerbern ent­
standenen Nachteils angewandt worden sind. Sie behaupten lediglich, der Um­
stand, daß die zu diesem Zeitpunkt anwesende Sekretärin des Prüfungsausschusses 
gezwungen gewesen sei, sich in Eile um die Übermittlung des genauen Wortlauts 
der deutschen Fassung einer der 60 Fragen der zweiten Aufgabe zu bemühen, habe 
Lärm und Unruhe hervorgerufen, die mit der für den ordnungsgemäßen Ablauf 
der Prüfung im Prüfungszentrum Luxemburg erforderlichen Konzentration unver­
einbar gewesen seien. 

21 Es trifft zu, daß, wie die Kommission einräumt, eine der Fragen in der deutschen 
Fassung des Teils D der schriftlichen Prüfung einen Fehler enthielt. So bedauerlich 
sie sein mag, die geringfügige Störung, die dieser Zwischenfall hervorrief, war im 
vorliegenden Fall jedoch nicht geeignet, den Ablauf der Prüfungen zu beeinträchti-
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gen. Der Fehler wurde nämlich in allen Prüfungszentren gemacht, er wurde 
schnell entdeckt, und während der wenigen Minuten, die zur Berichtigung des 
fehlerhaften Textes erforderlich waren, konnten die Bewerber die zahlreichen an­
deren Fragen, die ihnen gestellt worden waren, bearbeiten. Auch geht aus den 
Akten nicht hervor, daß die Bewerber im Prüfungszentrum Luxemburg insoweit 
gegenüber denjenigen in anderen Prüfungszentren benachteiligt worden wären. 

22 Drittens und abschließend machen die Kläger geltend, diese schriftliche Prüfung 
sei wegen der Abwesenheit der Mitglieder des Prüfungsausschusses, der während 
der im Prüfungszentrum Luxemburg abgehaltenen Prüfungen nur durch seine Se­
kretärin vertreten gewesen sei, nicht ordnungsgemäß verlaufen. Durch die Anwe­
senheit eines Mitglieds des Prüfungsausschusses hätten die Störungen der Prüfung, 
die namentlich in diesem Zentrum aufgetreten seien, vermieden werden können. 

23 Dazu ist zu bemerken, daß, wie die Kommission zutreffend ausgeführt hat, keine 
Bestimmung des Statuts und auch kein allgemeiner Rechtsgrundsatz die Anwesen­
heit eines Mitglieds des Prüfungsausschusses beim Ablauf der schriftlichen Prüfun­
gen eines Auswahlverfahrens verlangen. So wünschenswert sie im übrigen sein 
mag, eine solche Anwesenheit wäre tatsächlich schwer, ja sogar unmöglich zu ge­
währleisten, wenn das Auswahlverfahren, wie im vorliegenden Fall, in mehreren 
voneinander entfernten Zentren durchgeführt wird. Somit ist dieses Argument, da 
keine Diskriminierung zwischen den Bewerbern infolge der Anwesenheit oder Ab­
wesenheit von Mitgliedern des Prüfungsausschusses in bestimmten Zentren nach­
gewiesen worden ist, zurückzuweisen. 

24 Folglich ist die Klage abzuweisen, ohne daß den Beweisanträgen der Kläger statt­
gegeben werden müßte. 

Kosten 

25 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen 
jedoch die Organe in Rechtsstreitigkeiten mit Beamten der Gemeinschaften ihre 
Kosten selbst. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Everling Galmot Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 7. Mai 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Dritten Kammer 

U. Everling 
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